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«Selbst wenn ab sofort prak-
tisch nur noch emissionsfreie
Fahrzeuge neu zugelassenwür-
den, wären die festgelegten
Ziele bis 2037 kaum zu errei-
chen.»DieAussage ist so banal
wie weitreichend. Erstmals
muss die Basler Regierung ein-
gestehen, dass ihr Klima-Ak-
tionsplan zu optimistisch war.
Das Ziel, dass in zehn Jahren
97 Prozent der im Kanton im-
matrikulierten Autos vollstän-
dig emissionsfrei unterwegs
sein sollen, gerät zumWunsch-
denken.

Das ist insofern bemerkens-
wert, dass der Klima-Aktions-
plan «Netto-Null 2037», in dem
dieRegierungnachder entspre-
chendenAbstimmung 64Mass-
nahmen ausformuliert hat, erst
eineinhalb Jahre alt ist. Und be-
reits jetzt hält einwichtigerPfei-
ler zur Senkung der Treibhaus-
gasemissionen dem Realitäts-
check nicht Stand. Um 134
KilotonnenCO2 soll der Bereich
«Mobilität» bis 2037 sinken.
Das ist über ein Fünftel der ge-
plantenEinsparungen. Auf dem
Online-Klimaportal des Kan-
tons ist der Indikator MIV zu-
oberst gelistet. Pikant: Dort se-
hen sich die Planer noch «auf
Kurs». Allerdings auch nur, weil
die noch sehr flache Kurve ab
2027 einen Knicks hat und steil
nach oben zeigt.

Kantonhat nur
wenigHebel
Denn aktuell sind gerade mal
rund fünf Prozent der Perso-
nenwagen mit einem BS-Num-
mernschild Elektroautos. Und
auch die Entwicklung bei den
Neuzulassungen stimmt nicht
wirklich optimistisch: Nach
einemAnstieg in den Vorjahren
verharrt der Anteil der Elektro-
fahrzeuge seit 2023 bei knapp
einem Viertel. Ausgehend vom
Umstand, dass einPersonenwa-
gen im Schnitt eine Lebensdau-
er von 15 bis 20 Jahren hat, wird
offensichtlich, dass das Ziel der
Dekarbonisierung des motori-
sierten Individualverkehrs
(MIV) von Anfang an kaum rea-
listischwar.

Direkten Handlungsbedarf
sieht die Basler Regierung aber
nicht, wie sie in ihrer Antwort
auf einen Vorstoss von Brigitte
Kühne (GLP) schreibt: «Die
Entwicklung wird im Wesentli-
chen durch Massnahmen auf
Bundesebene, beispielsweise
Flottengrenzwerte, gesteuert.
Die Möglichkeiten des Kantons
sind deshalb begrenzt.» Man
werde die Entwicklung beob-
achten und gestützt auf dasMo-
nitoring entscheiden, ob Mass-
nahmen auf kantonaler Ebene

zweckmässig und angezeigt sei-
en. Allerdings: Diese erste um-
fassende Überprüfung der Kli-
maschutzstrategieerfolgterst in
zwei Jahren.

Gleichzeitig sei man daran,
die kantonale Motorfahrzeug-
steuer zu überarbeiten. Diese
SUV-Steuer war vom Basler
Parlament verlangt worden.
Übermotorisierte und -dimen-
sionierte Autos sollen so unat-
traktiver werden. Die Frist für
die Regierung, eine entspre-
chende Vorlage zu präsentie-

ren, läuft diesen Monat ab.
Gleichzeitig relativiert diese:
Mit einem Inkrafttreten sei frü-
hestens auf Anfang 2030 zu
rechnen. Sprich: Diese Mass-
nahmewirddie Situation kaum
gross ändern.Gleichzeitig läuft
der aktuelle gültige Rabatt von
50 Prozent auf die Motorfahr-
zeugsteuer voraussichtlich per
Ende Jahr aus, spätestens aber
2027.

GLP-Grossrätin Kühne
bringt einenweiterenPunkt ein:
«Ein entscheidender Grund für

das langsame Fortschreiten der
Elektrifizierung des Fahrzeug-
bestands dürfte im schleppen-
denAusbau der Ladeinfrastruk-
tur liegen.» Die geschaffenen
öffentlichen Ladestationen sei-
en nur «ein Tropfen auf den
heissen Stein».Unddas Förder-
programm zur Schaffung von
privaten Ladepunkten bleibe
weit hinter dem für die Errei-
chung der Klimaziele nötigen
Angebot zurück.

«Überangebot an
Ladeinfrastruktur»
Diese Kritik lässt die Basler Re-
gierung nicht gelten: Vielmehr
werde «derzeit ein Überange-
bot an Ladeinfrastruktur ge-
schaffen». Das zeige sich etwa
daran, dass ein öffentlicher La-
depunkt im Schnitt 38,5 Mal pro
Monat genutzt werden, also
nochdeutlicheLadekapazitäten
zur Verfügung stehen. Und bei
Bedarf können viele der instal-
lierten Ladestationen in priva-
ten Liegenschaften rasch aufge-
rüstet werden.

Deutlich besser als bei den
Personenwagen sieht es übri-
gensbeiden imKantonzugelas-
senen Lastwagen aus. Dort ver-
fügt jeder sechste über einen
elektrischen Antrieb. Die hohe
Quote erklärt sich aber mass-
geblich mit den Fahrzeugen im
Besitz des Kantons.

Jonas Hoskyn

«DieMöglich-
keiten des
Kantons sind
deshalb
begrenzt.»

Basler Regierung
in der Antwort auf einen Vor-
stoss von Brigitte Kühne (glp)

Zeugenaufruf Nach einem Un-
fall in einem Basler Linienbus
ist ein 76-jähriger Mann gestor-
ben. Er war am Montag Höhe
Greifengasse gestürzt, nach-
demderChauffeurwegen eines
Kindes stark bremsen musste.
Wie das Justiz- und Sicherheits-
departement schreibt, erlag der
Mann amDienstag imUniversi-
tätsspital seinen Verletzungen.

Der Bus war in Richtung
Grossbasel unterwegs, als ein
Junge unvermittelt die Strasse
überquerte. Der Fahrer leitete
eine Bremsung ein, worauf der
76-Jährige im Fahrzeug zu Bo-
den fiel. Der Junge und eine er-
wachsene Begleitperson ent-
fernten sich danach in Richtung
Claraplatz, offenbar ohne sich
der Folgen bewusst zu sein.

Der Verletzte wurde ins Spi-
tal gebracht, wo er Tags darauf
starb. Die Polizei sucht nun den
Jungen und seine Begleitperson
sowie weitere Zeuginnen und
Zeugen. Der Junge soll sieben
bis acht Jahre alt gewesen sein,
eine dunkelblaue Jacke, helle
Hosen und einen grünen Ruck-
sack getragen haben. (bz)

Tempo 30 Die Basler Regie-
rung plant zusätzliche Tempo-
30-Zonen auf 50 Kilometern
Strassen,womit künftig rund80
Prozent des Stadtgebiets ver-
kehrsberuhigt wären.

Der TCS beider Basel kriti-
siert diesen Ausbau und spricht
von einem Widerspruch zum
Willen der Bevölkerung. Laut
einer Umfrage aus dem Jahr
2022 lehnten 68 Prozent der
Haushalte Tempo 30 innerorts
ab, während eine Mehrheit es
nur auf Nebenstrassen unter-
stützt. Der TCS warnt vor mehr
Ausweichverkehr inWohnquar-
tiere, höheren Sicherheitsrisi-
ken und zusätzlichen Kosten
von über einerMillion Franken,
unter anderem für den öffentli-
chen Verkehr.

Zudem stellt der Verband
dieRechtmässigkeit der geplan-
ten Massnahmen infrage und
verweist auf eine bisher unbe-
antwortete Petition mit 7777
Unterschriften. (bz)

Eis bedeckt dieWiese amBach-
graben. Block für Blockwird die
gläserne Decke abgetragen und
wegtransportiert. Was heute
schwer vorstellbar ist, war vor
400 Jahren wichtig, um die Eis-
schränke der Region kühl zu
halten. Seitdem hat sich der
Bachgraben vom Eisweiher zur
Sportanlage entwickelt. Nun
gibt es einenPlanderBaslerRe-
gierung, der die Sportanlage
wieder ein Stück weit zu ihrer
ursprünglichen Form zurück-
führen soll.

Im Rahmen der vom Regie-
rungsrat jüngst vorgestellten

«Strategischen Sportanlagen-
planung 2026» soll auf der
Sportanlage Bachgraben bis
Mitte der 2030er-Jahre eine
neue Eishalle gebaut werden.
Ein Projekt des Kantons Basel-
Stadt, das jedoch auf Boden der
Gemeinde Allschwil geplant ist.
In der Medienmitteilung teilt
derRegierungsratmit,dass«die
Bewilligungsfähigkeit im Rah-
men einer Projektvoranfrage»
bestätigt wurde. Wir haben in
Allschwil nachgefragt.

Mitte-Gemeindepräsident
Franz Vogt zeigt sich angetan
von der Eishalle auf Allschwiler
Boden: «Grundsätzlich finden
wir die Eishalle auf dem Bach-

graben-Areal ein interessantes
und unterstützenswertes Pro-
jekt.»

Allschwil gibt
grünes Licht
Er bestätigt die Kontaktaufnah-
me des Kantons und zeigt sich
mit der Kommunikation zwi-
schen Kanton Basel-Stadt und
der betroffenen Gemeinde All-
schwil zufrieden: «Der Kanton
Basel-Stadtholte fürdasProjekt
unsere Genehmigung ein und
fragte, ob wir dieses Projekt für
umsetzbar halten. Da aus
zonenrechtlicher Sicht nichts
dagegensprach,konntenwirder
Anfrage zusagen.»

GianGaggiotti Sorgenmacht ihmder zusätzli-
che Freizeitverkehr, der durch
Trainings- und Spielbetrieb
entstehen wird. Mit drei Fuss-
ball-Klubs, zwei Tennisverei-
nen und einem Cricket-Klub
herrscht anWochenenden und
nach dem Feierabend bereits
reger Betrieb, der mit einer
neuen Eishalle noch verstärkt
werdenwürde. Umdies zu ver-
hindern,«ist es fürunswichtig,
dass der zusätzliche Freizeit-
verkehr vor allem mit Fahrrad
und öffentlichem Verkehr auf-
gefangen werden kann und
keine zusätzlichen Parkflächen
gebaut werden», sagt Franz
Vogt.

ZudemerwartetderGemeinde-
präsident, dass die Allschwile-
rinnen und Allschwiler das An-
gebot der Eishalle zu den glei-
chen Bedingungen nutzen
könnenwiedieBaslerinnenund
Basler. Bis zur Vollendung der
Eishalle bleiben noch zehn Jah-
reZeit,umsolcheDetailsauszu-
handeln.

Die ansässigen Sport-Klubs
müssen aber nicht um ihre Trai-
ningsplätzebangen,dankzusätz-
licher Kunstrasenfelder wird die
Rasenfläche erhalten bleiben.

Mit dem Bau der Eishalle
schliesst sich der Kreis zu den
Anfängen des Bachgraben
Areals als öffentliche Eisfläche.

Regierungsrat Kaspar Sutter (SP) verpasst denAnschluss an die gewünschtenKlimaziele. Bild: Juri Junkov

Franz Vogt freut sich auf die
Eishalle. Bild: Kenneth Nars

Basler Klimaziele wackeln
Basler Regierungmuss erstes Ziel aus demKlima-Aktionsplan streichen, weil zuwenig Elektroautos gekauft werden.

Mann stirbt nach
Busbremsung

TCS kritisiert
Regierung

Fussball auf Eis? Der Bachgraben wird kaltgestellt
Der Kanton Basel-Stadt hat vor, eine Eishalle auf demBachgrabenareal zu bauen.Wehren sich die Allschwiler gegen das Stadtprojekt?


